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Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung
und

der Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V. /
Arbeiter-Ersatzkassen-Verband e. V.

schließen aufgrund des Vertragsarztrechtsänderungsgesetzes (VÄndG)
mit Wirkung zum 01.07.2007 folgende Änderungsvereinbarung zum EKVZ:

1. § 8 EKVZ wird um folgenden Abs. 3 ergänzt:

(3) Der Vertragszahnarzt kann im Rahmen der allgemeinen zulassungsrechtlichen

Bestimmungen Zahnärzte zur Tätigkeit an seinem Vertragszahnarztsitz anstel-

len. Der Vertragszahnarzt ist auch in diesem Falle weiterhin zur persönlichen

Praxisführung verpflichtet. Die von angestellten Zahnärzten erbrachten Leistun-

gen gegenüber Versicherten stellen Leistungen des Vertragszahnarztes dar, die

er als eigene gegenüber der KZV abzurechnen hat. Der Vertragszahnarzt hat

die angestellten Zahnärzte bei der Leistungserbringung persönlich anzuleiten

und zu überwachen. Unter diesen Voraussetzungen können am Vertragszahn-

arztsitz 2 vollzeitbeschäftigte Zahnärzte, bzw. bis zu 4 halbzeitbeschäftigte

Zahnärzte angestellt werden. Bei Teilzulassung gem. § 19a Abs. 2 ZV-Z können

entweder 1 vollzeitbeschäftigter Zahnarzt, 2 halbzeitbeschäftigte Zahnärzte oder

4 Zahnärzte mit insgesamt höchstens vollzeitiger Beschäftigungsdauer

angestellt werden.

2. Nach § 8 EKVZ wird folgender § 8a EKVZ neu eingefügt:

§ 8a Zweigpraxis, Berufsausübungsgemeinschaft

(1) Der Vertragszahnarzt darf außerhalb seines Vertragszahnarztsitzes Zweigpraxen

an weiteren Orten betreiben, wenn und soweit 

1. dies die Versorgung der Versicherten an den weiteren Orten verbessert und 

2. die ordnungsgemäße Versorgung der Versicherten am Ort des Vertrags-

zahnarztsitzes nicht beeinträchtigt wird.
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Sofern die weiteren Orte im Bezirk der KZV liegen, in der der Vertragszahnarzt

Mitglied ist, ist für die Tätigkeit in einer Zweigpraxis die vorherige Genehmigung

der KZV erforderlich. Soweit die weiteren Orte außerhalb des Bezirks der KZV lie-

gen, in der der Vertragszahnarzt Mitglied ist, ist für den Betrieb einer Zweigpraxis

eine Ermächtigung durch den Zulassungsausschuss erforderlich, in dessen Bezirk

die Zweigpraxis liegt.

Eine Verbesserung der Versorgung der Versicherten an den weiteren Orten im

Sinne von Satz 1 liegt insbesondere dann vor, wenn in dem betreffenden Pla-

nungsbereich eine bedarfsplanungsrechtliche Unterversorgung vorliegt. Eine Ver-

besserung ist in der Regel auch dann anzunehmen, wenn unabhängig vom Ver-

sorgungsgrad in dem betreffenden Planungsbereich regional bzw. lokal nicht oder

nicht im erforderlichen Umfange angebotene Leistungen im Rahmen der Zweig-

praxis erbracht werden und die Versorgung auch nicht durch andere Vertrags-

zahnärzte sichergestellt werden kann, die räumlich und zeitlich von den Versi-

cherten mit zumutbaren Aufwendungen in Anspruch genommen werden können.

Dies gilt auch, wenn in der Zweigpraxis spezielle Untersuchungs- und Behand-

lungsmethoden angeboten werden, die im Planungsbereich nicht im erforderli-

chen Umfang angeboten werden. Die ordnungsgemäße Versorgung der Versi-

cherten am Ort des Vertragszahnarztsitzes wird in der Regel dann nicht beein-

trächtigt, wenn die Dauer der Tätigkeit des Vertragszahnarztes in der oder den

Zweigpraxen ein Drittel seiner Tätigkeit am Vertragszahnarztsitz nicht übersteigt.

Soweit sich die Zweigpraxis im Bezirk einer anderen Kassenzahnärztlichen Verei-

nigung als der befindet, bei der der Vertragszahnarzt Mitglied ist, kann der Ver-

tragszahnarzt für die Tätigkeit an seinem Vertragszahnarztsitz angestellte Zahn-

ärzte beschäftigen. Er kann außerdem Zahnärzte für die Tätigkeit in der Zweig-

praxis nach Maßgabe der Vorschriften anstellen, die für ihn als Vertragszahnarzt

gelten würden, wenn er an dem weiteren Ort zugelassen wäre. Die Dauer der Tä-

tigkeit der am Vertragszahnarztsitz angestellten Zahnärzte in der oder den Zweig-

praxen darf ein Drittel der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit am Vertragszahn-

arztsitz nicht überschreiten. Am Ort der Zweigpraxis kann ein Zahnarzt angestellt

werden. Die Dauer dessen Tätigkeit in der Zweigpraxis darf die Dauer der Tätig-

keit des Vertragszahnarztes in der Zweigpraxis um höchstens 100 v. H. über-

schreiten. § 8 Abs. 3 gilt entsprechend.
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Im Falle der Ermächtigung zur Tätigkeit in einer Zweigpraxis in einem Ort

außerhalb des Bezirkes der KZV, bei der der Vertragszahnarzt Mitglied ist, erfolgt

die Abrechnung nach den gesamtvertraglichen Regelungen am Ort der

Zweigpraxis. In diesem Fall hat sich der Vertragszahnarzt mit einer Übermittlung

seiner Abrechnungsdaten hinsichtlich der Zweigpraxis durch die KZV, in deren

Bezirk die Zweigpraxis liegt an diejenige KZV, bei der er Mitglied ist, für Zwecke

der Leistungs- und Abrechnungskontrolle und der Honorarverteilung

einverstanden zu erklären.

(2) Die gemeinsame Ausübung der vertragszahnärztlichen Tätigkeit an einem ge-

meinsamen Vertragszahnarztsitz (örtliche Berufsausübungsgemeinschaft) oder

an unterschiedlichen Vertragszahnarztsitzen (überörtliche Berufausübungsge-

meinschaft) bedarf der vorherigen Genehmigung des Zulassungsausschusses

nach näherer Maßgabe des § 33 Abs. 2 und 3 ZV-Z. Zur Durchführung des Ge-

nehmigungsverfahrens ist dem Zulassungsausschuss von den beteiligten Ver-

tragszahnärzten der schriftliche Gesellschaftsvertrag der Berufsausübungsge-

meinschaft vorzulegen. Der Zulassungsausschuss hat auf dieser Grundlage zu

prüfen, ob eine gemeinsame Berufsausübung oder lediglich ein Anstellungsver-

hältnis bzw. eine gemeinsame Nutzung von Personal- und Sachmitteln vorliegt.

Eine gemeinsame Berufsausübung setzt die auf Dauer angelegte berufliche Ko-

operation selbständiger, freiberuflich tätiger Zahnärzte voraus. Erforderlich ist

hierfür eine Teilnahme aller Mitglieder der Berufsausübungsgemeinschaft, an de-

ren unternehmerischem Risiko und an unternehmerischen Entscheidungen sowie

eine gemeinschaftliche Gewinnerzielungsabsicht. Für die Genehmigung KZV-be-

zirksübergreifender Berufsausübungsgemeinschaften ist die Abgabe einer schrift-

lichen Erklärung aller Mitglieder dieser Berufsausübungsgemeinschaft erforder-

lich, wonach sich diese allen Bestimmungen in Satzungen, Verträgen oder sonsti-

gen Rechtsnormen der gem. § 33 Abs. 3 ZV-Z gewählten KZV hinsichtlich der

Vergütung, der Abrechnung sowie zu den Abrechnungs-, Wirtschaftlichkeits- und

Qualitätsprüfungen, unterwerfen.

(3) Mitglieder überörtlicher Berufsausübungsgemeinschaften können ihre vertrags-

zahnärztliche Tätigkeit auch an den Vertragszahnarztsitzen der übrigen Mitglieder

dieser Berufsausübungsgemeinschaft ausüben, wenn die Erfüllung der Versor-

gungspflicht des Mitgliedes an seinem Vertragszahnarztsitz unter Berücksichti-

gung der Mitwirkung angestellter Zahnärzte weiterhin im erforderlichen Umfang
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gewährleistet ist. Dies ist dann der Fall, wenn die Tätigkeit an anderen Vertrags-

zahnarztsitzen der überörtlichen Berufsausübungsgemeinschaft ein Drittel der Zeit

der vertragszahnärztlichen Tätigkeit des Vertragszahnarztes an seinem Vertrags-

zahnarztsitz nicht überschreitet. Dies gilt entsprechend für die Tätigkeit der am

Vertragszahnarztsitz angestellten Zahnärzte des Vertragszahnarztes an anderen

Vertragszahnarztsitzen der überörtlichen Berufsausübungsgemeinschaft. Soweit

überörtliche Berufsausübungsgemeinschaften, die Mitglieder in mehreren KZVen

haben ihre Wahlentscheidung hinsichtlich desjenigen Vertragszahnarztsitzes, der

maßgeblich für die auf die Leistungserbringung der Gemeinschaft anzuwenden-

den ortsgebundenen Regelungen gem. § 33 Abs. 3 Satz 3 ZV-Z sein soll, ändern,

ist dies nur zum Quartalsende durch schriftliche Erklärungen gegenüber allen be-

teiligten KZVen möglich, die diesen mindestens sechs Monate vor Wirksamkeit

der geänderten Wahlentscheidung zuzugehen haben. 

Köln, Siegburg, 29.03.2007

                                                               __                                                                    

Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung Verband der Angestellten-

Krankenkassen e.V.

                                                               __                                                                    

Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung AEV-Arbeiter-Ersatzkassenverband e.V.

                                                               __

Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung
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